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Gravierende Mängel
„Dramatische“ Versorgung und Ausrüstung der Soldaten

Dortmund. Der Wehrbeauftrag-
te des Bundestages, Hellmut
Königshaus, moniert gravieren-
de Mängel bei Ausrüstung und
Ausbildung deutscher Soldaten
im Auslandseinsatz. „Versor-
gung und Ausrüstung der Solda-
ten sind zum Teil dramatisch“,
sagte Königshaus. Es gehe um
Mängel bei Unterbringung und
Verpflegung, aber auch um feh-
lende Fahrzeuge und Munition.

„Diese Defizite gefährden
mehr und mehr Moral und Mo-
tivation in der Truppe“, sagte
Königshaus. Die Soldaten im
Einsatz hätten das Gefühl, nicht

die Ausrüstung zu erhalten, die
sie benötigen, sagte er. „Wenn
sie Verbesserungsvorschläge ma-
chen, werden diese nicht oder
nur mit langem Vorlauf umge-
setzt. Es gibt zu viel Bürokratie,
und in der Zivilverwaltung fehlt
manchmal der Bezug zur Reali-
tät vor Ort im Einsatz“, kriti-
sierte er.

Als Beispiel nannte Königs-
haus die Fahrzeuge. „Die Solda-
ten werden nach wie vor auch
an nicht-gepanzerten Fahrzeu-
gen für den Einsatz in Afghanis-
tan ausgebildet“, sagte er. Im
Auslandseinsatz würden aber

die Transportpanzer „Dingo“
und „Fuchs“ genutzt. Auf deren
Gewicht und Fahreigenschaft
könnten sich die Soldaten in
der Ausbildung deshalb nicht
oder nur unzureichend vorbe-
reiten.

„Die meisten Kraftfahrer er-
halten nur eine Art Schnupper-
kurs“, sagte Königshaus. Außer-
dem fehle der Bundeswehr in
Afghanistan ein Fahrzeug, mit
dem Minen und Sprengfallen
beseitigt werden könnten, ohne
auszusteigen und sich dabei in
Gefahr zu begeben. (ddp)

Kurz & bündig

Union über
SPD empört
Frankfurt/Main. Die Union
reagiert empört auf die Forde-
rung von SPD und Grünen, die
Beobachtung der Linkspartei
durch den Verfassungsschutz zu
überprüfen. CSU-Generalsekre-
tär Alexander Dobrindt: „Es ist
beschämend, dass SPD und
Grüne dem Verfassungsschutz
in den Arm fallen und sich
schützend vor die Linkspartei
stellen.“ Die SPD packe offen-
bar das schlechte Gewissen,
weil sie in Nordrhein-Westfalen
mit der Linkspartei paktiere.
„Dass die Linkspartei von ver-
fassungsfeindlichen Strömun-
gen unterwandert ist, liegt doch
nicht am Verfassungsschutz,
sondern an den SED-Nachfol-
gern selber“, sagte Dobrindt.
„Die Linkspartei muss auch in
Zukunft großflächig vom Ver-
fassungsschutz beobachtet wer-
den.“ Unions-Bundestagsfrakti-
onschef Volker Kauder (CDU)
sagte, der Vorstoß zeige, dass die
Parteien bereits eine rot-rot-
grüne Koalition im Bund vorbe-
reiteten. (ddp)

Lockbriefe statt Wehrpflicht
Die neuen deutschen Streitkräfte sollen „durchgestylt“ in die Zukunft marschieren

Berlin. Wie bei der zivilen Wer-
bung könnte es künftig auch auf
einem militärischen „Werbe-
markt“ zugehen: Die jungen
wehrtüchtigen Männer bekom-
men keinen Einberufungsbe-
scheid mehr vom Kreiswehrer-
satzamt, sondern „Lockbriefe“
in Form von freundlich gehalte-
nen Schreiben der Bundeswehr.
„Wenn Sie Lust haben, zu uns
zu kommen, können wir Ihnen
etliche attraktive Angebote ma-
chen, die Sie später für Ihren
zivilen Beruf nutzen können“,
könnte es in der Werbung aus
dem Verteidigungsministerium
heißen.

Die Bundeswehr werde
„durchgestylt“ in die Zukunft
marschieren, war am Wochen-
ende in Berlin aus Kreisen der
Reformer der Streitkräfte zu er-
fahren. Sie werde allen, die
nach der voraussehbaren Aus-
setzung der Wehrpflicht freiwil-
lig unter die Fahnen eilen wol-
len, „vieles bieten, aber auch
vieles von ihnen verlangen“,
wurde von den Experten unter-
strichen. Bundesverteidigungs-
minister Karl-Theodor zu Gut-
tenberg (CSU), der trotz aller
Widerstände gegen seine Ideen
für eine neue Bundeswehr
schon jetzt zuweilen als der
„Große Reformer“ der deut-
schen Armee bezeichnet wird,
hält sich vor den Entscheidun-
gen im Herbst bedeckt. Die hit-
zig aufgekommenen Diskus-

sionen mit allerlei Zahlenspie-
len bezeichnet er als „Wasser-
standsmeldungen“.

Nach Informationen der
Nachrichtenagentur ddp dürfte
es nach dem Ende der gerade
auf sechs Monate begrenzten
Dienstzeit für wehrpflichtige
junge Männer im Dezember
eine neue Bundeswehr mit
156 000 Berufs- und Zeitsolda-
ten sowie mit zwischen 7000
bis 10 000 Freiwilligen geben.
Der Gesamtumfang der neuen
deutschen Streitkräfte dürfte
sich dann unter Berücksichti-
gung einer Planungsreserve
zwischen 165 000 bis 170 000
Bundeswehrangehörigen be-
wegen. Gegenwärtig dienen in
den Streitkräften gut 250 000
Soldaten. Die Freiwilligen

müssten sich nach ddp-Informa-
tionen mindestens bis zu zwölf
Monate oder länger verpflich-
ten. Die Zeitspanne soll sogar
bis 23 Monate gehen. „Sonst
hat es keinen Sinn“, war aus
den Reihen der Inspekteure zu
hören. Die freiwilligen Soldaten
müssten allerdings auch dem
Befehl zum Einsatz nach Afgha-
nistan folgen. Alle Wehrpflich-
tigen waren von einem solchen
Einsatz ausgeschlossen. Die bis-
herigen Zeitsoldaten – vier,
sechs, acht oder mehrere Jahre
im Dienst – konnten nur mit
ihrer Zustimmung an den Hin-
dukusch geschickt werden.

Zwischen den Bundestags-
parteien geht es in Sachen Bun-
deswehrreform, bei der 8,3 Mrd.
Euro bis 2014 eingespart wer-

den müssen, „hoch her“. Nach
Informationen eines Magazins
formiert sich in CDU und CSU
„massiver Widerstand“ gegen
die Pläne Guttenbergs für den
Einsatz von Freiwilligen. Die
Wehrpflicht müsse erhalten
bleiben, heißt es aus den
Reihen der Union. 

Der verteidigungspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, Ernst-Reinhard
Beck (CDU), sagte in einem
ddp-Gespräch: „Ich hoffe und
bin auch optimistisch, dass die
SPD Elemente der Wehrpflicht
erhalten möchte. Es ist im Inte-
resse Deutschlands, wenn wir
eine möglichst breite Mehrheit
für sicherheitspolitische Grund-
satzentscheidungen erreichen
können“. Die Steigerung der

Effizienz der Bundeswehr sei die
zentrale Forderung, die hinter
den Reformbemühungen stehe.
Es gehe um eine moderne, leis-
tungsfähigere Bundeswehr, die
ihre Aufgaben im vollen Ein-
satzspektrum optimal erfüllen
kann.

Guttenberg will die Wehr-
pflicht auf jeden Fall im Grund-
gesetz weiter erhalten. Mit
einem einfachen Gesetz könnte
sie aber bis auf weiteres ausge-
setzt werden. In einem „Fall X“
der Bedrohung Deutschlands
könnte die Wehrpflicht sofort
wieder eingeführt werden. Diese
Marschrichtung hat auch schon
Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) als wahrscheinlichste
Variante angedeutet. (ddp)

Verfassungswidrig?
Reform durch Gleichheitsgebot bedroht

Berlin. Die SPD sieht in der
anstehenden Gesundheitsre-
form der schwarz-gelben Koali-
tion einen möglichen Verfas-
sungsverstoß. Der von Bundes-
gesundheitsminister Philipp
Rösler (FDP) für Geringverdie-
ner geplante Sozialausgleich
könnte dem Gleichheitsgebot
im Grundgesetz widersprechen,
berichtete gestern eine Zeitung
unter Berufung auf ein für die
SPD erstelltes Gutachten des
Frankfurter Juristen Ingwer Eb-
sen.

Das Gesundheitsministe-
rium sieht indes keinen Anlass
für Zweifel. „Ein Gutachten, das
zu einem noch nicht existieren-
den Gesetzentwurf erstellt wird,
kann nur politisch motiviert
sein und ist fachlich unseriös“,
sagte ein Ministeriumssprecher
gestern in Berlin. Die Versicher-
ten könnten davon ausgehen,

dass der Sozialausgleich „nicht
nur unbürokratisch, sondern
auch gerecht ausgestaltet sein
wird“. Mit dem Sozialausgleich
soll bei Geringverdienern die
Belastung durch die Zusatzbei-
träge gemildert werden.

Bei der Berechnung des So-
zialausgleichs würden laut Gut-
achten nur das Arbeitsentgelt
und die Bezüge aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung be-
rücksichtigt, schrieb das Blatt.
Andere beitragspflichtige Ein-
kommen blieben außen vor.
Das führe dazu, dass Kassenmit-
glieder, die tatsächlich ein hö-
heres beitragspflichtiges Ein-
kommen haben, unter Umstän-
den leichter in den Genuss des
Sozialausgleichs kommen als
solche mit niedrigem Einkom-
men. Für diese Berechnungsart
bestehe „ein hohes verfassungs-
rechtliches Risiko“.  (ddp)

Erneuerung
„von unten“
Hamburg/Düsseldorf. Die
CDU-Basis in Nordrhein-West-
falen soll über die Nachfolge
des scheidenden Landesvorsit-
zenden Jürgen Rüttgers bestim-
men. Das fordert der stellvertre-
tende CDU-Landtagsfraktions-
chef Armin Laschet. „Die Er-
neuerung der CDU kann nach
einer so schmerzhaften Wahl-
niederlage nur von unten gelin-
gen“, sagte Laschet und beton-
te: „Wer CDU pur will, muss
die Mitglieder des größten Lan-
desverbandes beim Neuanfang
beteiligen. Sie wissen, wie die
Wähler denken.“ Die CDU will
am 2. Oktober bei einem Lan-
desparteitag einen neuen Lan-
deschef wählen. (ddp)

Der Wehrbeauftragte des Bundestages, Hellmut Königshaus, hat jetzt „zum Teil dramatische“ Mängel
bei der Ausrüstung und der Ausbildung der Soldaten im Auslandseinsatz moniert. Zu den Schwach-
punkten gehört auch der Transportpanzer „Dingo“. Foto: ddp

„Durchgestylt“ soll die Bundeswehr werden. Nach der Abschaffung der Wehrpflicht sollen zukünftig Werbeschreiben junge Bürger dazu
bringen, sich freiwillig den Streitkräften anzuschließen – dann aber für mindestens zwölf Monate oder länger. Foto: ddp

Aufnahme von
Dissidenten
Hamburg. Nach monatelanger
Prüfung nimmt Deutschland 50
iranische Dissidenten auf, die
nach der gescheiterten „Grünen
Revolte“ im vergangenen Jahr
aus dem Land fliehen mussten.
Wie ein Magazin gestern vorab
berichtete, reisten laut Bundes-
innenministerium seit Mitte
Juni bereits zwölf von ihnen
ein, ein weiterer soll in der
kommenden Woche folgen. Die
Dissidenten waren nach ihrer
Flucht aus dem Iran in der Tür-
kei gestrandet. Nach Angaben
des Berliner Menschenrechtsak-
tivisten Mehran Barati leben
die meisten der aufgenomme-
nen Iraner, darunter vor allem
regimekritische Journalisten, in
der Bundeshauptstadt. Weitere
seien in Hamburg und Nord-
rhein-Westfalen untergekom-
men. (ddp)

Familienpflegezeit
Schröder will Modell noch dieses Jahr

Berlin. Bundesfamilienministe-
rin Kristina Schröder (CDU)
möchte das von ihr angeregte
Modell der Pflegezeit noch in
diesem Jahr einführen. „Ich will
die Familienpflegezeit bis Ende
des Jahres“, sagte sie.

Die Pflegezeit sieht vor, dass
Angehörige zwei Jahre lang
Teilzeit arbeiten und während-
dessen 75 Prozent ihres Gehal-
tes bekommen. In den darauf-
folgenden zwei Jahren erhalten
sie bei Vollzeitarbeit ebenfalls
75 Prozent Gehalt. Für ein Pfle-
gegeld ähnlich dem Elterngeld
sieht Schröder derzeit keinen
finanziellen Spielraum. „Natür-
lich würde ich gern ein Pflege-
geld analog zum Elterngeld ein-
führen. Aber in Zeiten knapper
Kassen können wir nicht jedes
Problem mit mehr Geld lösen“,
sagte sie. Die Ministerin rief die

Bürger zu mehr Eigeninitiative
auf. „Ich wünsche mir, dass sich
mehr Menschen ehrenamtlich
in der Pflege engagieren und
zum Beispiel alten und kranken
Menschen aus der Zeitung vor-
lesen und ihnen vorsingen“,
sagte sie. Die Pflegeversiche-
rung sei „nur eine Teilkasko-,
keine Vollkaskoversicherung:
Deshalb appelliere ich auch an
jüngere Leute, soweit möglich
Geld für das Alter zurückzule-
gen.“

Ihre eigenen Eltern würde
Schröder nach Möglichkeit
nicht in ein Heim geben.
„Wenn meine Eltern einmal
pflegebedürftig sein sollten,
möchte ich versuchen, Pflege zu
Hause zu organisieren. Mein
Bruder und ich haben bereits
darüber gesprochen“. (ddp)

Nachfolger 
nicht sicher
Hamburg. Die Grünen in Ham-
burg wollen sich nach dem an-
gekündigten Rückzug von Ole
von Beust aus dem Amt des
Bürgermeisters noch nicht auf
die Wahl von Christoph Ahl-
haus (beide CDU) als seinen
Nachfolger festlegen. Der Grü-
nen-Bundestagsfraktionschef
Jürgen Trittin knüpfte gestern
die Entscheidung seiner Partei
an Bedingungen. Die Hambur-
ger CDU müsse vor der Bürger-
meisterwahl am 25. August er-
klären, welche Politik sie in Zu-
kunft mit den Grünen machen
wolle, sagte er. Der Hamburger
GAL-Fraktionschef Jens Kers-
tan schloss auch Neuwahlen
nicht aus. „Die CDU hat dem
Bündnis eine Teilkündigung
ausgesprochen. Nun muss die
CDU begründen, wie sie die
Stadt weiterregieren will“, sagte
Trittin. „Im Moment wissen wir
nicht, was die Hamburger CDU
will.“ (ddp)
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